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XIV. Gesetzgebungsperiode 

A n f .l'" a ge 

del'" Abgeordneten HAGSPIEL~ Dr. BZenk~ Dr.Feur8tein~ Dr.Sahwimmer 

und Genossen 

an den Bundesminister für sozial.e Verü.ialtung 

betreffend unriaht'ige Auskunftserte'i Zung an Abgeordnete im 

. AussahU13 für soziaZe Ve2'waZtung 

Zwei für das Land Vorarlberg besonders interessante Abkommen~ 

we1:Z Vorar'Zberg aZs Anrainer aZZer dl"ei Staaten sehr viele 

AnreahnungsfäZZe vor altem UJegen der vielen Grenzgänger 

haben UJird~ standen in tetztei." Zeit zur Diskussion. Von 

Presseberiahten aufmerksam gemaaht~ wollte die Landesregierung 

naah telefonischer RUakfrage beim SoziaZministerium Einsicht 

in den Inhalt eines der Abkommen (Ubel'"einkommen im Bereiahe 

de2' SoziaZen Siaherheit~ das die Länder BRD~ Sohweiz~ 

Lieahtens-tein und österreiah betrifft) nehmen~ 1.JClS seitens 

des Ministeriums zunächst abgeZehnt wurde. Erst nach 

sohriftZiahem Ersuohen UJurde der Landesregierung der EntUJurf 

zur Kenntnis übermitteZt. BezügZiah des ZUJeiten Zusatz­

abkommens zUJisohen der Sahweizerisahen Eidgenossensohaft und 

der RepubZik Oaterreiah über SoziaZe Siaherheit wurde mit der 

VOl·arlbe2·ger Landesregierung überhaupt keinerlei Kontakt 

gepflogen. 

Bei der am 23.2.1978 stattgefundenen Sitzung des SoziaZaussahusses 

wurde an den Bundesminister für soziale Verü.iaZ-tung die konkrete 

Anfrage ges"tellt~ ob bezügZioh dieser Abkommen mit dem Land 
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Vorarlberg Fühlung aufgenommen worden ist., J.,;orauf von den. 

zuständigen Ministerialbeamten., sowie 1'on Abgeordneten der 

splj erkl~~t wurde., daß vom Land Vorarlberg eine sehr positive 

Stellungnahme vorliege. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister für soziale Verwaltung folgende 

A n fra g e : 

1) We lche Gründe waren dafür maßgebend., daß über' das Zwei te 

Zusatzabkommen mit dem Land Vorarlberg keinerlei Fühlung 

aufgenommen wurde ? 

2) Aus welchen G~ünden wurde die Einsicht in das Ubereinkommen 

zwischen der BRD., der Schueiz., Liechtenstein und ljsterreich 

im Bereiche del' Sozialen Sicherheit der T!orarlberger 

Landesregierung erschwert ? 

3) Wie begründen Sie die den Tatsachen widersprechenden Aussagen 

. der Sie begleitenden Beamten des Sozialministeriumsauf die 

konkrete Anfrage des ErstanfragestelZers in der erwähnten 

Sitzung des Sozialausschusses vom 23.2.1978 ? 
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